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Hans-Joachim Hering Dr. Frank Wackers

Ausbildungsvergütung ist selten der

Grund für den Abbruch einer Ausbil-

dung. Schornsteinfeger-Azubis verdie-

nen zum Beispiel deutlich weniger als

der Schnitt und haben dennoch eine

unterdurchschnittliche Vertragslö-

sungsquote. Auszubildende in Mau -

rerbetrieben hingegen verdienen

deutlich mehr als der Schnitt, ihre Ver-

tragslösungsquote hingegen ist über-

durchschnittlich. Ein vorzeitig gelöster

Vertrag kann für die Beteiligten im

Einzelfall sogar notwendig und sinn-

voll sein – wichtig ist nur, einen end-

gültigen Ausbildungsabbruch zu ver-

hindern, damit der Auszubildende

dem Handwerk nicht verloren geht.

Hier gilt es individuell zu beraten und

gegenzusteuern. Dazu sollte die Be-

rufsorientierung in den Schulen ge-

stärkt und das Image einzelner Ge-

werke aktiv verbessert werden. Auch

das Azubi-Ticket wäre eine geeignete

Maßnahme, mit der die Politik das

Handwerk in seinen Bemühungen um

Nachwuchskräfte unterstützen kann. 

Hans-Joachim Hering

Präsident

Dr. Frank Wackers

Hauptgeschäftsführer

Der Fachkräftemangel könnte die

Wirtschaft schon bald in Nöte stürzen.

Grund genug also, die hohe Zahl der

Ausbildungsabbrüche genauer unter

die Lupe zu nehmen. 2016 wurden

mehr als 146.000 Ausbildungsverträge

in Deutschland vorzeitig gelöst. Mit

25,8 Prozent liegt die Abbrecherquote

erstmals über dem langjährigen

Durchschnitt von 20 bis 25 Prozent.

Folgt man der Argumentation des

DGB, liegen die Gründe dafür in der

Ausbildungsvergütung. Schaut man

dagegen etwas genauer hin, so vari -

ieren die Motivationen für einen

 Abbruch in den verschiedenen Ausbil-

dungsberufen stark. Eine Untersu-

chung des BIBB unter Auszubildenden

ergab, dass der Umgang mit Konflik-

ten im Betrieb, ungünstige Arbeitszei-

ten, ausbildungsfremde Tätigkeiten,

falsche Vorstellungen über den

Wunschberuf, die mangelnde Ausbil-

dungsqualität des Betriebs oder die

fehlende Ausbildungsbereitschaft des

Jugendlichen die Hauptgründe für

einen Ausbildungsabbruch waren. Be-

rufliche Perspektiven oder Einkom-

menserwartungen spielten dagegen

eine eher untergeordnete Rolle. Die

Ausbildungs -
abbruch hat 
viele Gründe
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Der Präsident des Unternehmerver-

bandes Handwerk NRW (UVH), Hans-

Joachim Hering, hat beim diesjährigen

Unternehmertag in Düsseldorf die

Verabschiedung des Entfesselungspa-

ketes I durch den nordrhein-westfäli-

schen Landtag begrüßt. Das Entfesse-

lungspaket umfasst u.a. Änderungen

beim Tariftreue- und Vergabegesetz

sowie die Abschaffung der Hygiene-

Ampel. Die Landesregierung setze

damit richtige mittelstandspolitische

Schwerpunkte, auf die das Handwerk

lange gewartet hätte, so UVH-Präsi-

dent Hering. 

NRW-Wirtschaftsminister Prof. Dr. An-

dreas Pinkwart kündigte beim Unter-

nehmertag an, dass weitere Entfesse-

lungspakete geplant seien und bat das

Handwerk um Vorschläge für Entbü-

rokratisierungsmaßnahmen. Die Lan-

desregierung setze sich weiterhin

dafür ein, Dieselfahrverbote in den

Städten zu vermeiden. Diese würden

gerade das Handwerk in besonderem

Maße treffen.

Nach einem Impulsreferat des Prä-

sidenten von HANDWERK.NRW, An-

dreas Ehlert, diskutierten die Teilneh-

mer des Unternehmertages gemein-

sam mit der Vorsitzenden der Unter-

nehmerfrauen im Handwerk (UFH),

Tatjana Lanvermann, dem Präsidenten

der Arbeitsgemeinschaft der Kreis-

handwerkerschaften in NRW, Rolf

Meurer, dem Präsidenten des West-

deutschen Handwerkskammertages,

Hans Hund, sowie Andreas Ehlert und

dem Präsidenten des Unternehmerver-

bandes Handwerk NRW, Hans-Joachim

Hering, über die Zukunft der freiwilli-

gen Organisationen im Handwerk. In

Nordrhein-Westfalen gebe es zur Zeit

864 Innungen, 37 Kreishandwerker-

schaften und 53 Landesinnungsver-

bände, die zahlreiche Dienstleistun-

gen auf dem Gebiet der rechtlichen

und technischen Beratung erbringen

und für die Betriebe zahlreiche Fort-

und Weiterbildungsmöglichkeiten an-

bieten. Die große Bandbreite und

hohe Qualität der angebotenen Leis-

tungen sei ohne das ehrenamtliche

Engagement der Ehrenamtsträger in

den freiwilligen Organisationen des

Handwerks nicht denkbar. Deshalb

müsse es gemeinsames Ziel aller Hand-

werksorganisationen sein, ehrenamt-

liches Engagement stärker zu würdi-

gen und junge Handwerkerinnen und

Handwerker zu einer Mitarbeit in den

Innungen zu motivieren. Dazu könne

beispielsweise die Mitgliederwerbung

an den Meisterschulen intensiviert

und Mindeststandards für die Innung

der Zukunft definiert werden. In den

Handwerksorganisationen existierten

zahlreiche kreative Ideen und Vor-

schläge, die gebündelt und zu einem

Gesamtkonzept zusammengefasst

werden müssten. Für den Fachverband

Metall NRW und die Kreishandwerker-

schaft Köln trugen die Geschäftsführer

Stephan Lohmann und Dr. Thomas

Günther erfolgreiche Beispiele aus der

Innungs- und Verbandsarbeit vor. Für

UVH-Präsident Hans-Joachim Hering

und UVH-Hauptgeschäftsführer Dr.

Frank Wackers war der Unternehmer-

tag der Auftakt für einen Diskussions-

prozess, der nun in den einzelnen

Handwerksorganisationen fortgesetzt

werden müsse. „Der Unternehmertag

hat gezeigt, dass es ein großes Inte-

resse und einen hohen Bedarf an dem

Thema der Zukunft der freiwilligen

Handwerksorganisationen gibt“, so

Hering und Wackers. z

1

Unternehmerverband Handwerk NRW begrüßt erstes
Entfesselungspaket der Landesregierung
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„Das nordrhein-westfälische Hand-

werk ist leistungsfähiger und durch-

setzungsstärker als je zuvor, dies ist

auch die Wahrnehmung bei befreun-

deten Wirtschaftsorganisationen

sowie in der Landespolitik insgesamt.

Und doch gibt es Gründe, sich nicht

auf dem Erreichten auszuruhen. Ge-

rade in einer konjunkturellen Hoch-

phase wie dieser, die bereits acht

Jahre anhält, kommt es darauf an, un-

sere Organi sationsstrukturen weiter-

zuentwickeln und fit zu machen für

Zeiten, in denen es wirtschaftlich we-

niger gut läuft.“

Hans-Joachim Hering

Präsident des Unternehmerverbandes

Handwerk NRW z

Rückblick auf den UVH-Unternehmertag 2018
Die Zukunft der freiwilligen Organisationen im Handwerk 

V.r.n.l.: Rolf Meurer (Präsident Landesarbeits gemein -
schaft Kreishandwerkerschaften NRW), Tatjana
Lanvermann (Vorsitzende Unternehmerfrauen im
Handwerk NRW), Hans Hund (Präsident West -
deutscher Handwerkskammertag), Dr. Frank Wackers
(Hauptgeschäftsführer Unternehmerverband Handwerk
NRW), Hans-Joachim Hering (Präsident Unternehmer -
verband Handwerk NRW), Andreas Ehlert (Präsident
HANDWERK.NRW) 

V.r.n.l.: Andreas Ehlert (Präsident HANDWERK.NRW),
NRW-Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart,
Tatjana Lanvermann (Vorsitzende Unternehmerfrauen
im Handwerk NRW), Hans-Joachim Hering (Präsident
Unternehmerverband Handwerk NRW), Hans Hund
(Präsident Westdeutscher Handwerkskammertag),
Rolf Meurer (Präsident Landesarbeitsgemeinschaft
Kreishandwerkerschaften NRW), Dr. Frank Wackers
(Hauptgeschäftsführer Unternehmerverband Handwerk
NRW).

V.r.n.l.: Andreas Ehlert (Präsident HANDWERK.NRW),

NRW-Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart,

Tatjana Lanvermann (Vorsitzende Unternehmerfrauen

im Handwerk NRW), Hans-Joachim Hering (Präsident

Unternehmerverband Handwerk NRW), Hans Hund

(Präsident Westdeutscher Handwerkskammertag),

Rolf Meurer (Präsident Landesarbeitsgemeinschaft

Kreishandwerkerschaften NRW).

NRW-Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart
zu Gast beim Unternehmertag 2018
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Blick ins Plenum

Stephan Lohmann (Hauptgeschäftsführer Fachverband
Metall NRW)

Der Unternehmerverband Handwerk

NRW (UVH) begrüßt, dass das Land

NRW wieder einen Zuschuss für die

auswärtige Unterbringung von Aus-

zubildenden in Splitterberufen einge-

führt hat. Für UVH-Präsident Hans-

Joachim Hering, der sich zusammen

mit den Landesinnungsverbänden in

Nordrhein-Westfalen für die Wieder-

einführung der Förderung eingesetzt

hat, ist dies zugleich eine wichtige

Maßnahme gegen den Fachkräfte-

mangel in kleineren Handwerksberu-

fen. 

Erstmals seit 2013 können Berufsschü-

lerinnen und Berufsschüler, die für

den Blockunterricht an einer auswär-

tigen Berufsschule eine Unterbrin-

gung benötigen, wieder einen Zu-

schuss zu den Unterbringungskosten

erhalten. Ein entsprechender Erlass ist

mit sofortiger Wirkung in Kraft getre-

ten und gilt rückwirkend für Schulbe-

suche seit dem 1. Januar 2018. Mit

dem Haushalt 2018 hat die nordrhein-

westfälische Landesregierung 8,4 Mil-

Orientierungen 2/18 [April–Mai–Juni]2

UVH begrüßt Förderung der Unterbringungskosten von
Auszubildenden an auswärtigen Berufsschulen

Dr. Thomas Günther (Hauptgeschäftsführer

Kreishandwerkerschaft Köln)
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In der aktuellen Diskussion um Aus-

bildungsabbrüche und einen Min-

destlohn in der Ausbildung hat ZDH-

Generalsekretär Holger Schwannecke

einen Zusammenhang zwischen Aus-

bildungsvergütung und Ausbildungs-

abbruch ausgeschlossen: „Wir im

Handwerk wollen Fachkräfte qualifi-

zieren und an uns binden. Insofern

bedauern wir, wenn Auszubildende

vorzeitig ihre Lehre abbrechen. Und

wir analysieren die Ursachen. Dabei

stellen wir fest: Vorzeitiges Beenden

von Ausbildungsverträgen hat sehr

unterschiedliche Ursachen. Ein Groß-

teil hat die Ausbildung nicht wirklich

abgebrochen, sondern nur den Ver-

trag gelöst und setzt die Ausbildung

in einem anderen Betrieb fort. Ein

Wechsel ist umso leichter, je größer

das Ausbildungsangebot ist. 

Die Aussteigerzahlen müssen aber

auch im Verhältnis zu anderen Bil-

dungsbereichen gesehen werden. Im

Vergleich zum akademischen Bereich

sind die Ausbildungsabbrüche im

Handwerk deutlich geringer. Mit aus-

bildungsbegleitenden Hilfen und der

Assistierten Ausbildung stehen Aus-

zubildenden zudem Unterstützungs-

instrumente bei fachlichen und per-

sönlichen Schwierigkeiten zur Aus-

wahl, die noch bekannter gemacht

werden müssen. 

Die in jüngster Zeit zunehmende

Vertragslösungsquote ist auch auf die

steigende Zahl von geflüchteten Aus-

zubildenden zurückzuführen. Sprach-

defizite und unzureichende Kennt-

nisse in Rechnen, Schreiben und

Lesen führen zu Problemen vor allem

in der Berufsschule und damit leider

auch zu Ausbildungsabbrüchen. 

Die Ausbildungsvergütung ist sel-

ten der Grund für den Abbruch einer

Ausbildung. Schornsteinfeger-Azubis

verdienen zum Beispiel deutlich we-

niger als der Schnitt und haben den-

noch eine unterdurchschnittliche Ver-

tragslösungsquote. Auszubildende in

Maurerbetrieben hingegen verdienen

deutlich mehr als der Schnitt, ihre

Vertragslösungsquote hingegen ist

überdurchschnittlich. 

Wir dürfen auch nicht die The-

men Ausbildungsvergütung und Lohn

in einen Topf werfen. Die Ausbil-

dungsvergütung ist kein Lohn oder

Gehalt, sondern ein Zuschuss zum Le-

bensunterhalt. Dazu kommen dann

noch das Kindergeld und weitere so

ziale Förderungen. Azubis sind keine

voll einsatzfähigen Arbeitskräfte,

sondern lernen noch. Die Höhe der

Ausbildungsvergütungen orientiert

sich an der Leistungsfähigkeit der

ausbildenden Betriebe und den stei-

genden Einsatzmöglichkeiten der

Auszubildenden. 

Hinzu kommt, dass es regionale

wie auch branchenbezogene Unter-

schiede bei den Auszubildenden-Ent-

gelten gibt. Je nach Region und

Branche können die Ausbildungsver-

gütungen deutlich variieren. Eine ge-

nerelle starre Untergrenze für Aus-

bildungsvergütungen würde dieser

Vielfalt und den regionalen wie

branchenüblichen Besonderheiten in

keiner Weise gerecht. Deswegen

kann nur ein branchenspezifischer

Ansatz eine Lösung sein. Darüber

sollten aber die Sozialpartner ent-

scheiden und nicht die Bundesregie-

rung. Wir wollen auf keinen Fall,

dass die Tarifautonomie ausgehebelt

wird. Um Auszubildende besser zu

unterstützen, wäre das Azubi-Ticket

eine Möglichkeit. Schließlich be-

kommt auch ein Student während

seiner Ausbildung Vergünstigen, wie

das Semesterticket.“ z

3

Kein Zusammenhang zwischen Ausbildungsvergütung 
und Ausbildungsabbruch 

lionen Euro zur Unterstützung der

Auszubildenden in NRW zur Verfü-

gung gestellt. Der Zuschuss beträgt für

Unterbringungskosten bis zu 20 Euro

je nachgewiesenen Unterrichtstag. Mit

den Zuschüssen beteiligt sich das Land

NRW an der Unterbringung von Schü-

lerinnen und Schülern, die während

ihrer Ausbildung Blockunterricht an

einer Berufsschule erhalten, die sich

nicht in der Nähe ihres Wohn- bzw.

Ausbildungsortes befindet, sodass

eine tägliche Fahrt nicht zumutbar

wäre. Beispiele hierfür sind bezirks-

übergreifende Fachklassen in Nord-

rhein-Westfalen oder Fachklassen in

einem anderen Bundesland. Die Zah-

lung der Zuschüsse durch die Bezirks-

regierungen regelt der „Runderlass

über die Gewährung eines Landes -

zuschusses zu den Kosten für die

 notwendige Unterbringung bei aus-

wärtigem Berufsschulbesuch im Block-

unterricht“. Die Zahlung der Landes-

zuschüsse war 2013 unter der

damaligen Landesregierung einge-

stellt worden. z
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Die Partner des Ausbildungskonsen-

ses Nordrhein-Westfalen haben sich

zum ersten Mal in der laufenden Le-

gislaturperiode des Landtages zu

einem Spitzengespräch getroffen.

Dabei verständigten sie sich darauf,

die Frage der Fachkräftesicherung in

Nordrhein-Westfalen stärker in den

Fokus ihrer Arbeit zu rücken.

Zum Auftakt des Gesprächs begrüßte

Ministerpräsident Armin Laschet die

Sitzungsteilnehmenden im Landes-

haus: „Der Ausbildungskonsens Nord-

rhein-Westfalen hat für die Landesre-

gierung eine hohe Bedeutung: Die

Stärkung der beruflichen Bildung und

die Fachkräftesicherung gehören zu

den zentralen Vorhaben der Koalition.

Gerade angesichts der aktuellen He-

rausforderungen des Fachkräfteman-

gels und der existentiellen Verände-

rungen ganzer Berufsbilder durch die

Digitalisierung ist es nötig, dass die

Partner des Ausbildungskonsenses ihre

erfolgreiche Zusammenarbeit fortset-

zen und zukünftig wieder regelmäßig

tagen werden.“

Gegenwärtig erfordert die Suche

nach Fachkräften viel Geduld von

 Unternehmen. So beträgt die durch-

schnittliche Vakanzzeit von ausge-

schriebenen Stellen bei der Bundes-

agentur für Arbeit in NRW bereits 101

Tage. Ein Blick in die Statistik zeigt da-

rüber hinaus, dass ca. 500.000 Beschäf-

tigte in NRW – davon die Hälfte Fach-

kräfte mit einer dualen Ausbildung –

bis 2022 das Rentenalter erreichen.

Der IHK-Fachkräftemonitor prognosti-

ziert bis 2030 sogar einen Engpass von

ca. 671.000 beruflich qualifizierten

Personen in Nordrhein-Westfalen.

Fachkräftesicherung ist damit sowohl

zukunfts- als auch standortsichernd

für Nordrhein-Westfalen.

„Die Partner haben sich darauf ge-

einigt, den Ausbildungskonsens Nord-

rhein-Westfalen inhaltlich im Sinne

der Fachkräftesicherung weiterzuent-

wickeln“, so Arbeitsminister Karl-Josef

Laumann. „An den bisherigen Zielen

und Vereinbarungen im Rahmen des

Ausbildungskonsenses, die das Ziel

haben, jungen Menschen die Chance

auf eine Lehrstelle zu geben, halten

wir allerdings ausdrücklich fest.“

Mit Blick auf die Fachkräfteent-

wicklung im Land steht für die Kon-

senspartner die Stärkung der Attrak-

tivität von beruflicher Bildung an

erster Stelle. Geplant ist, die Gleich-

wertigkeit von beruflicher und akade-

mischer Bildung in Zukunft transpa-

renter darzustellen. Thomas Meyer,

Präsident der Industrie- und Handels-

kammern in Nordrhein-Westfalen (IHK

NRW): „Die Prognosen zeigen, dass in

Zukunft vor allem Fachkräfte mit Aus-

und Fortbildungsabschlüssen knapp

werden. Wir möchten deshalb zusam-

men dafür sorgen, dass auch jede Abi-

turientin und jeder Abiturient die be-

rufliche Bildung als gleichwertige

Alternative zum Studium wahr-

nimmt.“

Bildungsministerin Yvonne Ge-

bauer ergänzt: „Das Schulministerium

wird sich hier mit weiteren attraktiven

Bildungsangeboten einbringen, die

zum Beispiel eine duale Ausbildung

mit dem Erwerb des Abiturs verknüp-

fen. Aber auch bei der Sicherung des

dringend erforderlichen Fachkräfte-

nachwuchses im Bereich der Kinderta-

gesstätten verstärken wir gezielt un-

sere Anstrengungen.“

Auch die Ansprache spezieller Ziel-

gruppen bietet Chancen, den Fach-

kräftebedarf zu decken. So möchten

die Partner des Ausbildungskonsenses

gezielt auf Studienabbrecher oder

Menschen mit Behinderung, aber auch

auf berufliche Um- und Wiedereinstei-

ger zugehen.

Mit Sprachförderung, schulischer

Bildung und beruflicher Qualifizie-

rung ist zudem geplant, die Arbeits-

marktintegration von Personen mit

Migrations- und Fluchthintergrund zu

verbessern. Nicht zuletzt sollen Ar-

beitsfelder, die nicht über das duale

Ausbildungssystem organisiert sind,

aber einen drängendem Fach- und

Führungskräftemangel aufweisen,

etwa Gesundheits- und Sozialberufe,

künftig ebenfalls im Fokus des Ausbil-

dungskonsenses liegen.

Anja Weber, Vorsitzende des DGB

NRW: „Nach wie vor gibt es auf dem

Ausbildungsmarkt deutlich mehr Be-

werberinnen und Bewerber als offene

Stellen. Es ist daher richtig, dass das

Land NRW mit einem neuen Ausbil-

dungsprogramm zusätzlich auf öffent-

lich geförderte Angebote setzt. Dies

darf allerdings nicht auf Kosten ande-

rer Benachteiligter passieren.“

Dr. Luitwin Mallmann, Hauptge-

schäftsführer Landesvereinigung der

Unternehmensverbände Nordrhein-

Westfalen zeigte sich mit dem Ergeb-

nis des Konsensgesprächs zufrieden:

Orientierungen 2/18 [April–Mai–Juni]4

Ausbildungskonsens Nordrhein-Westfalen rückt das Thema
„Fachkräftesicherung“ stärker in den Fokus
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Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas

Pinkwart hat sich mit hochrangigen

Vertretern des Handwerks aus Nord-

rhein-Westfalen zum Spitzengespräch

getroffen. Dabei verabredeten sie

eine Digitalisierungsoffensive für das

nordrhein-westfälische Handwerk.

Ziel ist, die Chancen der digitalen

Transformation durch gemeinsame

Aktivitäten besser zu nutzen und die

Innovationskraft in den Handwerks-

betrieben gezielt zu fördern. 

Minister Pinkwart: „Die Digitalisierung

des Handwerks ist von ganz besonde-

rer Bedeutung: Zum einen stärken wir

damit die Wettbewerbsfähigkeit der

Handwerksunternehmen selbst. Zum

anderen schaffen sie mit neuen, digi-

talen Werkzeugen auch mehr Fort-

schritt in anderen Wirtschaftssektoren,

zum Beispiel im Bereich Smart Home

oder bei der Energieeffizienz.“

Um Innovationsprozesse wirksam

zu fördern, sehen die vereinbarten

Maßnahmen unter anderem verbes-

serte Beratungsstrukturen und Finan-

zierungsangebote für Handwerksun-

ternehmen vor. Damit wird eine

zentrale Forderung der Enquete-Kom-

mission zur Zukunft von Handwerk

und Mittelstand in Nordrhein-Westfa-

len umgesetzt. Anlass zum Gespräch

von Minister Pinkwart, Andreas Ehlert,

Präsident Handwerk NRW, und weite-

ren Spitzenvertretern des Handwerks

war eine erste Zwischenbilanz zur Um-

setzung der Vorschläge der Enquete-

Kommission.

Andreas Ehlert: „Um NRW in der

Digitalisierung nach vorne zu bringen,

müssen wir die gesamte Klaviatur be-

spielen: von der Haustechnik, über die

Mobilität bis hin zu den öffentlichen

Verwaltungen. Überall ist das Hand-

werk mit im Spiel.“

– Die „Digitalisierungsoffensive im

Handwerk NRW“ umfasst unter an-

derem:

– Das Projekt „Handwerk-Digital.

NRW, für das 2018 bis 2020 eine Mil-

lion Euro in den Landeshaushalt ein-

gestellt sind, wird Werkstatt und

Netzwerk für die Digitalisierung des

Handwerks werden.

– Der neue „Innovationspreis Hand-

werk NRW“ soll alle zwei Jahre ver-

geben werden. Er ist mit 20.000

Euro dotiert und wird unter ande-

rem einen Preis in Höhe von 10.000

für herausragende Digitalisierungs-

erfolge in einem Handwerksunter-

nehmen enthalten.

– Der Innovationsgutschein, für den

jährlich Landesmittel von 2,5 Millio-

nen Euro zur Verfügung stehen,

wird zurzeit gezielt auf die Bedürf-

nisse des Handwerks ausgerichtet.

Dadurch erhalten Handwerksbe-

triebe die Kosten für externe Bera-

tungs- und Entwicklungsleistungen

erstattet.

– Das Netzwerk der Berater für Inno-

vation und Technologie (BIT) wird

bereits seit 2017 aufgebaut und soll

nun verstärkt die Digitalisierung in

den Unternehmen unterstützen und

dabei helfen neue technologische

Entwicklungen in die betriebliche

Praxis zu integrieren.

– Digitalisierungsinvestitionen kön-

nen durch das neue Beteiligungs-

programm „Zukunft Handwerk

NRW“ der Kapitalbeteiligungsge-

sellschaft für die Mittelständische

Wirtschaft finanziert werden.

– Die Verdopplung der Landesmittel

für die Förderung der Bildungszen-

tren um zwei auf vier Millionen

Euro erweitert die Möglichkeiten

zur Verbesserung der technischen

Ausstattung und damit der Unter-

stützung für die Umsetzung digita-

ler Lernformate.

Neben den Projekten zur Digitalisie-

rung bilanzierte das Spitzengespräch

Handwerk weitere Maßnahmen in

den Bereichen Entbürokratisierung

und Handwerksförderung, Arbeitswelt

und Berufsbildung, die in einem Be-

richt an das Parlament übermittelt

und anschließend der Öffentlichkeit

vorgestellt werden. z
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Digitalisierungsoffensive für das Handwerk 
in Nordrhein-Westfalen gestartet

„Im Ausbildungskonsens NRW haben

wir die Themen Ausbildung und Be-

rufsorientierung in den letzten Jahren

gemeinsam deutlich vorangebracht. Es

ist richtig, nun unseren Blick dabei

noch stärker auf die Fachkräftesiche-

rung zu richten, da Fachkräfteeng-

pässe zu einer echten Wachstums-

bremse zu werden drohen.“ z
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Seit 1989 ehren das nordrhein-west-

fälische Handwerk und die Schorn-

steinfeger-Innung für den Regie-

rungsbezirk Düsseldorf Persönlich-

keiten aus dem politischen Leben, die

sich in besonderer Weise um die Be-

lange von Handwerk und Mittelstand

verdient gemacht haben, mit der Flo-

riansplakette. Preisträger beim 28.

Floriansumtrunk ist in diesem Jahr

der Präsident des Bundesinstituts für

Berufsbildung (BIBB), Prof. Dr. Fried-

rich Hubert Esser. 

Die Floriansplakette überreichten der

Präsident von HANDWERK.NRW, An-

dreas Ehlert und der Obermeister der

Schornsteinfeger-Innung für den Re-

gierungsbezirk Düsseldorf, Norbert

Rieck. „Sie haben sich in all den Jah-

ren als wissenschaftlicher Vordenker,

als administrativer Kopf und als poli-

tischer Botschafter wie kein zweiter

für die Berufsbildung stark gemacht“,

so Ehlert in seiner Laudatio. Esser, ge-

lernter Bäckergeselle, übernahm nach

seiner Wissenschaftskarriere am Köl-

ner Forschungsinstitut für Berufsbil-

dung im Handwerk 2004 die Leitung

der Abteilung „Berufliche Bildung“

beim Zentralverband des Handwerks

in Berlin. Sowohl die Struktur der

überarbeiteten Meisterprüfungsord-

nung als auch der „Deutsche Qualifi-

kationsrahmen (DQR)“ tragen seine

Handschrift. „Ohne Ihr unglaubliches

Engagement wäre es nicht gelungen,

bei dieser vergleichenden Einordnung

von Qualifikationen innerhalb des ge-

samten deutschen Bildungssystems

den Gesellenabschluss auf Stufe 4

und den Meistertitel auf Stufe 6 –

gleichwertig mit einem universitären

Abschluss – zu positionieren“, so Eh-

lert weiter. 

Friedrich Esser stehe dafür, dass

Berufsbildung den technischen Wan-

del aufgreifen muss, was aktuell vor

allem die Digitalisierung der Arbeits-

welt betrifft. Seine eigene Biografie

zeige nicht zuletzt, dass eine solide

handwerkliche Ausbildung auch

Startpunkt für eine außergewöhnli-

che Bildungskarriere sein könne. Prof.

Friedrich Hubert Esser wird auch der

diesjährige Festredner bei der Mit-

gliederversammlung des Unterneh-

merverbandes Handwerk NRW am

16. November 2018 in Köln sein. z

6

Die Hannoversche Allgemeinen Zei-

tung (HAZ) berichtete am 30. März

2018 zu den Plänen der Großen Koa-

lition für eine Novellierung der Hand-

werksordnung, dass Union und SPD

die Meisterpflicht in einigen Hand-

werksberufen wieder einführen wol-

len. 

Union und SPD wollen die Ergebnisse

der letzten Handwerksreform bilan-

zieren und planen Veränderungen –

etwa bei den Fliesenlegern. „Wir wer-

den uns vor allem Bereiche anschauen,

wo es zu offensichtlichen Fehlentwick-

lungen gekommen ist“, sagte Carsten

Linnemann (CDU), stellvertretender

Vorsitzender der Unionsfraktion im

Bundestag, dem Redaktions-Netzwerk

Deutschland (RND). „Wir haben in

Deutschland sechs Mal so viele Fliesen-

leger wie 2004. Aber die Ausbildung

ist eingebrochen und um rund ein

Drittel zurückgegangen.“

Unterstützung für die Pläne

kommt von der SPD. „Ich bin offen, die

Wiedereinführung der Meisterpflicht

für das Fliesenlegerhandwerk anzuge-

hen“, sagte Sören Bartol, stellvertre-

tender Vorsitzender der SPD-Bundes-

tagsfraktion, dem RND. „Sinkende

Qualität, häufige Scheinselbstständig-

keit und fehlende Ausbildungsplätze

sprechen dafür.“ 

Die Kunden müssten sichergehen

können, dass ihr Auftrag von einer

echten gut ausgebildeten Fachkraft

ausgeführt werde. „Bundeswirt-

schaftsminister Peter Altmaier sollte

einen Vorschlag erarbeiten, wie man

die Handwerksordnung ändern kann,

Orientierungen 2/18 [April–Mai–Juni]7

Große Koalition bereitet
Handwerksreform vor

Ehrung von Prof. Friedrich Hubert Esser 
mit der Floriansplakette des NRW-Handwerks
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ohne vor dem Bundesverfassungsge-

richt und bei der Europäischen Kom-

mission zu scheitern“, forderte Bartol.

CDU-Experte Linnemann verweist

auch auf immer wieder auftauchende

Probleme in Zusammenhang mit Re-

klamationen bei Fliesenlegern. „50

Prozent derer, die sich ohne Meister-

brief selbstständig machen, sind nach

fünf Jahren nicht mehr am Markt“,

sagte Linnemann. „Für die Kunden er-

geben sich dadurch Probleme im Fall

von Gewährleistungen.“ Sollte die

Meisterpflicht in einige Gewerken

wieder eingeführt werden, geht das

allerdings natürlich nicht rückwirkend,

sondern nur für die Zukunft, so der

CDU-Bundestagsabgeordnete weiter.

Mit der Handwerksreform von

2004 war die Zahl der Berufe mit

Meisterpflicht von 94 auf 41 reduziert

worden. 53 Handwerke sind damit zu-

lassungsfrei, allerdings wird zur Aus-

bildung in diesen Bereichen unverän-

dert der Meisterbrief verlangt. 

Zuvor hatten das Baugewerbe und

die Gewerkschaft IG BAU in einem ge-

meinsamen Brief an CDU, CSU und

SPD die Wiedereinführung der Meis-

terpflicht für das Fliesen-, Platten- und

Mosaiklegerhandwerk gefordert. Die

von der letzten Reform erhofften po-

sitiven Effekte seien ausgeblieben.

Zwar sei die Zahl der Betriebe in die-

sem Bereich von 12 401 im Jahr 2004

auf 71 142 Betriebe im Jahr 2015 an-

gestiegen. 

„Allerdings handelte es sich bei

den ‚neuen‘ Betrieben vornehmlich

um eine sehr hohe Anzahl von Ein-

Mann-Betrieben, die mangels entspre-

chender Qualifikation nicht ausbilden

dürfen und in denen auch nicht aus-

gebildet wird“, heißt es in dem Schrei-

ben, das dem RND vorliegt. Den An-

gaben zufolge ist die Zahl der

jährlichen Meisterprüfungen bei Flie-

senlegern zwischen 2004 und 2015um

73 Prozent auf 114 gesunken. 

Handwerkspräsident Hans Peter

Wollseifer lobt die neuen GroKo-Re-

formpläne. Das duale Ausbildungssys-

tem mit dem Meister als tragender

Säule müsse erhalten und die durch

den Meisterbrief verbürgte hohe Aus-

bildungsleistung und Qualität hand-

werklicher Leistungen auch künftig

gewährleistet werden. 

„Das ist ohne den Meisterbrief

nicht ohne Weiteres der Fall, wie sich

in einer Reihe von Gewerken nach der

Abschaffung der Meisterpflicht im

Jahr 2004 gezeigt hat“, sagte Wollsei-

fer dem RND. „Vielfach geht die Qua-

lität der handwerklichen Leistungen

zurück, seit sich jeder ohne irgendei-

nen Qualifikationsnachweis selbststän-

dig machen kann.“ 

In einigen Gewerken werde inzwi-

schen deutlich weniger ausgebildet.

„Immer dort, wo solche Fehlentwick-

lungen erkennbar sind, müssen Fehler

der Vergangenheit korrigiert wer-

den“, so der ZDH-Präsident weiter. Die

neue Bundesregierung greife mit ihrer

Zielsetzung, für einzelne Berufsbilder

die Wiedereinführung der Meister-

pflicht zu prüfen, „ein Herzensanlie-

gen des Handwerks“ auf. z

Nutzen Sie ab sofort auch unsere neue Internetadresse
für die aktualisierte UVH-Homepage: 

www.uvh-nrw.de
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Seit dem 25. Mai 2018 gilt die neue

EU-Datenschutzgrundverordnung

(DSGVO). Der Unternehmerverband

Handwerk NRW (UVH) hat Informa-

tionen zum Datenschutz in einer

neuen Datenschutzerklärung zusam-

mengestellt. 

Seit dem 25. Mai 2018 kommt die

neue EU-Datenschutzgrundverord-

nung (DSGVO) zur Anwendung. Hier-

durch wird der Datenschutz für die

Bürgerinnen und Bürger in der Euro-

päischen Union deutlich gestärkt und

europaweit geregelt. Landesinnun-

gen als Körperschaften des öffentli-

chen Rechts dürfen alle Daten, die

zur Erfüllung ihrer gesetzlichen

Pflichten erforderlich sind, ohne Ein-

verständnis verarbeiten. Innungen

und Verbänden erlaubt die DSGVO

eine Datenverarbeitung darüber hi-

naus, wenn sie zur Wahrung eines be-

rechtigten Interesses dienen und das

Schutzinteresse der Betriebe und Per-

sonen, deren Daten genutzt werden,

nicht überwiegt. Auf dieser Grund-

lage dürfen ohne Einwilligung die

Kontaktdaten von Ansprechpartnern

und Mitgliedern für die gesamte

 Verbandskommunikation genutzt

werden, z.B. der Versand von Einla-

dungen zu Veranstaltungen oder Sit-

zungen, Informationen per Rund-

schreiben oder Newsletter, sofern es

sich um einen geschlossenen Kreis

handelt. Für in der Vergangenheit er-

teilte Einwilligungen gilt, dass sie für

die Zukunft gültig bleiben. Es muss

auch keine Information an Bestands-

kontakte erfolgen, sie können weiter-

hin genutzt werden. Betroffene

haben jedoch ein Widerspruchsrecht,

sodass beim nächsten Kontakt proak-

tiv darauf hingewiesen werden muss. 

Mit unserer Verbandszeitschrift

„UVH Orientierungen“ informieren

wir vierteljährlich im Rahmen unserer

Verbandskommunikation über die

 Arbeit des Unternehmerverbandes

Handwerk NRW e.V. Gerne möchten

wir unsere Leserinnen und Leser auch

in Zukunft über unsere Aktivitäten

auf dem Laufenden halten.

Für diesen Zweck werden die

Kontaktdaten der Bezieher der Ori-

entierungen(Vor-, Nachname und E-

Mail-Adresse, wie auch ggf. freiwillig

in der Vergangenheit bereitgestellte

Daten zur Anschrift und Funktion

etc.) bis auf Widerruf gespeichert und

verarbeitet. Alle Kontaktdaten wer-

den selbstverständlich vertraulich be-

handelt und nicht an Dritte weiterge-

geben.

Weitere Informationen über die

Verarbeitung Ihrer personenbezoge-

nen Daten in unserem Haus und die

erweiterten Rechte, die sich hieraus

für Sie ergeben, können Sie in der

Datenschutzerklärung auf unserer

Webseite einsehen: https://www.uvh-

nrw.de/datenschutz/

Sollten Sie die Verbandszeitschrift

Orientierungen künftig nicht mehr

beziehen wollen, können Sie diese je-

derzeit und ohne Angabe von Grün-

den abbestellen. Dazu bitten wir um

eine kurze Nachricht entweder pos-

talisch an den Unternehmerverband

Handwerk NRW, Georg-Schulhoff-

Platz 1, 40221 Düsseldorf oder per

Email an kontakt@uvh-nrw.de. z

8

Nach langwierigen Verhandlungen

haben sich am 28. Februar 2018 Kom-

mission, Rat und Europäisches Parla-

ment auf einen Kompromiss zu einer

umfassenden Novellierung der Ent-

senderichtlinie verständigt. Das Euro-

päische Parlament hat den Änderun-

gen am 29. Mai 2018 zugestimmt.

Zur Durchsetzung des Prinzips „Glei-

cher Lohn für die gleiche Arbeit am

gleichen Ort“ sollen zukünftig ent-

sandte Arbeitnehmer ab dem ersten

Tag Anspruch auf die gleichen Tarif-

löhne wie ihre einheimischen Kolle-

gen haben – und zwar nicht nur auf

die Mindestlöhne, sondern auf das ge-

samte Tarifgitter einschließlich aller

Zulagen wie ein dreizehntes Monats-

gehalt oder Schlechtwetter-Zuschläge.

Reise- und Unterbringungskosten dür-
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EU-Entsenderichtlinie wird novelliert

Informationen zum Datenschutz 
im Unternehmerverband Handwerk NRW (UVH) e.V.
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fen entsandten Arbeitnehmern nicht

vom Lohn abgezogen werden. Darü-

ber hinaus wird die maximale Entsen-

dehöchstdauer von derzeit 24 auf

 zukünftig 12 Monate, in Ausnahme-

fällen auf 18 Monate verkürzt. Die

Richtlinie wird mit der Veröffentli-

chung im EU-Amtsblatt in Kraft tre-

ten. Die Umsetzungsfrist für die Mit-

gliedsstaaten wird danach voraussicht-

lich Mitte 2020 enden. Aus Sicht des

Handwerks wird die Arbeitnehmer-

Entsendung durch die Richtlinie inner-

halb Europas unnötig verkompliziert.

Schon jetzt muss etwa der branchen-

bzw. ortsübliche Mindestlohn gezahlt

werden. Statt einer regulatorischen

Ausweitung der Entsenderichtlinie

wäre es besser gewesen, den Fokus

auf wirksame Kontrollen durch die na-

tionalen Vollstreckungsbehörden und

einer Verstärkung der grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit zu

legen. z

Appell des Baugewerbes und von

Handwerk.NRW: 

„Kleine Bauvorlageberechtigung 

in die neue NRW-Bauordnung

aufnehmen“ 

Bei der anstehenden Novellierung

der Landesbauordnung (LBO) soll auch

die sogenannte „Kleine Bauvorlage-

berechtigung“ für Maurer- und Beton-

bauer- sowie Zimmermeister einge-

führt werden. Mit diesem Appell

haben sich die Baugewerblichen Ver-

bände, die Bauverbände Westfalen

und Handwerk.NRW an die Landtags-

abgeordneten Stephen Paul (FDP) und

Fabian Schrumpf (CDU) gewandt.

Diese hatten sich bei einer Verbän-

deanhörung zur neuen LBO für diesen

Vorschlag interessiert, den das Bauge-

werbe schon seit längerem zur Diskus-

sion stellt. Er bringe „eine Aufwertung

der handwerklichen Tätigkeit“, vor

allem aber könne die Kleine Bauvor-

lageberechtigung Bauprozesse opti-

mieren und Kosten senken. Es geht

dabei darum, dass auch qualifizierte

Meister Bauanträge für kleinere Ge-

bäude, etwa Ein- bis Zweifamilienhäu-

ser, einreichen dürfen sollen. Eine sol-

che Regelung kennen bereits acht

Bundesländer. Dort habe sie sich

„durchaus bewährt“, heißt es in dem

Schreiben der Handwerksorganisatio-

nen an die Abgeordneten, die Spre-

cher ihrer Fraktionen zur Baupolitik

sind. Sie hätten „zur Entbürokratisie-

rung beigetragen. Es ist weder zu

einer Niveauabsenkung noch zu einer

Gefährdung von Verbraucherinteres-

sen oder Sicherheitsstandards gekom-

men“. Die Meister in den beiden Ge-

werken seien „fachlich entsprechend

qualifiziert“ und könnten sich zudem

gegen Haftpflichtansprüche versi-

chern. Bauherren, die eine solche Re-

gelung nutzen würden, hätten den

Vorteil, „alle Leistungen von der Ent-

wurfsverfassung über die Ausfüh-

rungsplanung bis zur Bauausführung

aus einer Hand zu erhalten“. Es spre-

che also alles dafür, die Kleine Bauvor-

lageberechtigung im laufenden parla-

mentarischen Verfahren noch in die

neue LBO aufzunehmen. Schrumpf

und Paul sollten sich bei ihren Fraktio-

nen entsprechend einsetzen.

Gemeinsamer Landesverband der

Steinmetze in NRW gegründet

Stefan Lutterbeck ist neuer

Landesinnungsmeister

Nach Jahren des Ringens um einen

gemeinsamen Weg haben die Vertre-

ter der zwei Landesverbände der

Steinmetze und Bildhauer in Nord-

rhein-Westfalen in Kamen den ent-

scheidenden Schritt für eine gemein-

same Interessenvertretung getan. In

der Gründungsversammlung des Lan-

desinnungsverbands des Steinmetz-

und Bildhauerhandwerks NRW wurde

unter großem Zuspruch die Satzung

verabschiedet. Vorangegangen waren

die Auflösungsversammlungen des

westfälisch-lippischen und des nord-

rheinischen Berufsverbands. Sitz und

Geschäftsstelle des zusammengeführ-

ten Verbands sind in Düsseldorf. Ste-

fan Lutterbeck, Obermeister der Stein-

metz- und Steinbildhauer-Innung

Münster, gewann bei der Wahl des

Landesinnungsmeisters die Mehrheit

der Stimmen. 

Lutterbeck, der eine Bildhauer-

werkstatt in Everswinkel betreibt, war

die Freude über die erfolgreiche Ver-

sammlung anzusehen. „Auf diesen

 Zusammenschluss haben viele Mitwir-

kende mit Herz und Mühe hingearbei-

tet. Ich bin erleichtert, dass wir in

NRW nun gemeinsam den Weg

gehen“, stellte er mit Blick auf die

wachsenden Herausforderungen für

das Steinmetzhandwerk fest. Der

Fachkräftemangel und die 
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schwierige Suche nach Auszubilden-

den sind auch für viele Steinmetzbe-

triebe ein Problem. Die Förderung der

Steinmetzjugend ist daher ein wichti-

ger Tätigkeitsbereich des neuen Ver-

bands. Darüber hinaus werden Wei-

terbildung, die Ausstellungen auf den

Landesgartenschauen sowie die Aus-

zeichnung besonders hochwertig ge-

arbeiteter Denkmäler Aufgabe des

Landesverbands sein. z

Befristete Teilzeit und Einführung

der Brückenteilzeit 

Am 19. April 2018 hat das Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales

(BMAS) dem ZDH den Referentenent-

wurf für ein „Gesetz zur Weiterent-

wicklung des Teilzeitrechts – Einfüh-

rung einer Brückenteilzeit“ vorgelegt.

Anknüpfend an den am Ende der ver-

gangenen Legislaturperiode vom

BMAS vorgelegten Arbeitsentwurf für

die Einführung eines Rechts auf befris-

tete Teilzeit orientiert sich der nun

vom BMAS vorgelegte Referentenent-

wurf an die Verabredungen im Koali-

tionsvertrag zu diesem Themenkom-

plex. Zentraler Regelungsgegenstand

ist weiterhin die Einführung eines ge-

setzlichen Anspruchs auf eine zeitlich

begrenzte Teilzeitarbeit, die nun als

„Brückenteilzeit“ bezeichnet wird. Im

Gegensatz zum alten Arbeitsentwurf

soll dieser Rechtsanspruch aber nur für

Arbeitgeber mit mehr als 45 Arbeit-

nehmern gelten. Zudem wird für Be-

triebe, die 46 bis 200 Arbeitnehmer

beschäftigen, eine Zumutbarkeits-

grenze mit einer Staffelung der An-

zahl anspruchsberechtigter Arbeitneh-

mer in 15er Schritten eingeführt.

Darüber hinaus soll zukünftig der Ar-

beitgeber die Darlegungs- und Be-

weislast dafür tragen, dass dem

Wunsch der Arbeitnehmer nach einer

Verlängerung der Teilzeit dringende

betriebliche Gründe entgegenstehen.

Schließlich enthält der Entwurf Rege-

lungen zur Einschränkung der Arbeit

auf Abruf. Das Handwerk lehnt die

Regelungen zur Einführung einer Brü-

ckenteilzeit ab, da diese die Dispositi-

onsfreiheit der Unternehmen unnötig

und über Gebühr einschränken. Je-

denfalls bedarf es Verbesserungen bei

der Berechnung des Schwellenwerts

von 45 Arbeitnehmern, insbesondere

durch das Abstellen auf den Betrieb

und nicht nur auf das Unternehmen

sowie durch die Berechnung der zu

berücksichtigenden Arbeitnehmer

nicht pro Kopf, sondern abhängig von

ihrer Arbeitszeit (pro-rata-temporis)

Reform der Grundsteuer

Das Bundesverfassungsgericht hat

am 10. April 2018 erwartungsgemäß

entschieden, dass die Bemessungs-

grundlagen für die Grundsteuer in

Form der Einheitswerte von 1935 (Ost)

und 1964 (West) nicht mit der Verfas-

sung vereinbar sind. Der Gesetzgeber

ist aufgerufen, bis spätestens zum

31. Dezember 2019 ein neues Konzept

für die Besteuerungsgrundlage zu ver-

abschieden. Wenn diese Frist eingehal-

ten wird, ist nochmals eine Über-

gangsfrist für fünf Jahre bis spätestens

31. Dezember 2024 eingeräumt wor-

den, um das neue System zu imple-

mentieren. Die Diskussion um eine

 Reform der Grundsteuerbemessungs-

werte dauert nunmehr schon über 20

Jahre. Bisher konnten sich Bund und

Länder nicht auf ein gemeinsames

Konzept einigen. Die Länder, mit Aus-

nahme von Hamburg und Bayern,

haben sich in 2016 auf ein sogenann-

tes „Kostenwertmodell“ verständigt,

das jedoch umfangreiche Wertermitt-

lungen aller ca. 35 Millionen Grund-

stücke in Deutschland erfordern

würde. Da die Grundsteuer mit einem

Aufkommen von ca. jährlich 14 Milli-

arden Euro eine bedeutende Einnah-

mequelle der Gemeinden in Deutsch-

land ist, muss auf alle Fälle vermieden

werden, dass die Grundsteuererhe-

bung unzulässig ist. Andernfalls steht

zu befürchten, dass die andere zen-

trale Einnahmequelle, die Gewerbe-

steuer, in unüberschaubarer Höhe

wächst, was unsere Betriebe existen-

ziell bedrohen würde. z
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Wirksamkeit der

Allgemeinverbindlicherklärungen

von Tarifverträgen im Baugewerbe 

Die Allgemeinverbindlicherklärun-

gen vom 6. Juli 2015 des Tarifvertrags

über das Sozialkassenverfahren im

Baugewerbe (VTV), des Bundesrah-

mentarifvertrags für das Baugewerbe

(BRTV), des Tarifvertrags über die Be-

rufsbildung im Baugewerbe (BBTV)

und des Tarifvertrags über eine zusätz-

liche Altersversorgung im Baugewerbe

(TZA Bau) sind rechtswirksam. Dies

entschied das Bundesarbeitsgericht

mit Urteil vom 21. März 2018 – 10 ABR

62/16. Die nach § 5 TVG geforderten

Voraussetzungen waren erfüllt; insbe-

sondere bestand ein öffentliches Inte-

resse an den Allgemeinverbindlicher-

klärungen.

Auf Antrag der Tarifvertragspar-

teien des Baugewerbes hat das Bun-

desministerium für Arbeit und Soziales

(BMAS) am 6. Juli 2015 nach § 5 TVG

den Tarifvertrag über das Sozialkas-

senverfahren im Baugewerbe (VTV)

und weitere Tarifverträge für all -

gemeinverbindlich erklärt. Die für

 allgemeinverbindlich erklärten Tarif-

verträge regeln das Sozialkassenver-

fahren im Baugewerbe (VTV), die Be-

rufsbildung im Baugewerbe (BBTV),

die zusätzliche Altersrente im Bauge-

werbe (TZA Bau) und die Rahmenbe-

dingungen der Beschäftigung im Bau-

gewerbe (BRTV). Durch die AVE gelten

die Tarifverträge nicht nur für die ta-

rifgebundenen Mitglieder der Tarif-

vertragsparteien, sondern auch für

alle anderen Arbeitgeber der Branche.

Sie sind verpflichtet, die tariflichen Ar-

beitsbedingungen einzuhalten und

Beiträge an die Sozialkassen zu leis-

ten. Sowohl die Arbeitgeber als auch

die Arbeitnehmer erhalten Leistungen

von den Sozialkassen.

Bei den Antragstellern handelt es

sich um Arbeitgeber, die nicht Mitglied

einer tarifvertragsschließenden Arbeit-

gebervereinigung sind und deshalb

nur auf Grundlage der Allgemeinver-

bindlicherklärungen zu Beitragszah-

lungen herangezogen wurden. Sie

haben die Auffassung vertreten, § 5

TVG in der seit dem 16. August 2014

geltenden Fassung sei verfassungswid-

rig. Die Tarifverträge seien mangels

 Tariffähigkeit und/oder Tarifzuständig-

keit der Tarifvertragsparteien des Bau-

gewerbes unwirksam. Im Übrigen hät-

ten die gesetzlichen Voraussetzungen

für den Erlass der Allgemeinverbind-

licherklärungen nicht vorgelegen; ins-

besondere habe kein öffentliches

 Interesse an den Allgemeinverbindlich-

erklärungen bestanden. Das Landesar-

beitsgericht hat die Anträge zurückge-

wiesen und festgestellt, dass die

angegriffenen Allgemeinverbindlich-

erklärungen wirksam sind.

Die vom Landesarbeitsgericht zu-

gelassenen Rechtsbeschwerden hatten

vor dem Zehnten Senat des Bundesar-

beitsgerichts keinen Erfolg. Die ange-

griffenen Allgemeinverbindlicherklä-

rungen vom 6. Juli 2015 des VTV, des

BRTV, des BBTV (soweit über diese

eine Entscheidung erging) und des

TZA Bau sind wirksam. Verfassungs-

rechtliche Bedenken gegen § 5 TVG

neuer Fassung hat der Senat nicht.

Dies gilt auch hinsichtlich der Bestim-

mung über die Allgemeinverbindlich-

erklärung von Tarifverträgen über

 gemeinsame Einrichtungen der Tarif-

vertragsparteien (§ 5 Abs. 1a TVG).

Vernünftige Zweifel an der Tariffähig-

keit oder der Tarifzuständigkeit der

Tarifvertragsparteien des Baugewer-

bes bestanden nicht. Das BMAS durfte

annehmen, dass der Erlass der ange-

griffenen Allgemeinverbindlicherklä-

rungen im öffentlichen Interesse ge-

boten erschien.

Entgeltumwandlung – Kündigung

einer Direktversicherung im

bestehenden Arbeitsverhältnis

Der bloße Geldbedarf eines Ar-

beitnehmers, für den der Arbeitgeber

eine Direktversicherung zur Durchfüh-

rung der betrieblichen Altersversor-

gung im Wege der Entgeltumwand-

lung abgeschlossen hat, begründet für

sich genommen keinen Anspruch

gegen den Arbeitgeber, den Versiche-

rungsvertrag gegenüber der Versiche-

rungsgesellschaft zu kündigen, damit

der Arbeitnehmer den Rückkaufswert

erhält. Dies entschied das Bundesar-

beitsgericht mit Urteil vom 26. April

2018 – 3 AZR 586/16.

Der Kläger schloss mit der beklag-

ten Arbeitgeberin im Jahr 2001 eine

Entgeltumwandlungsvereinbarung.

Danach war die Arbeitgeberin ver-

pflichtet, jährlich ca. 1.000 Euro in

eine zugunsten des Klägers beste-

hende Direktversicherung, deren Ver-

sicherungsnehmerin sie ist, einzuzah-

len. Die Versicherung, die von der

Arbeitgeberin durch weitere Beiträge

gefördert wird, ruht seit 2009. Mit sei-

ner Klage verlangte der Kläger von

der Beklagten die Kündigung des Ver-

sicherungsvertrags, weil er sich in

einer finanziellen Notlage befinde.
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Der Dritte Senat hat – wie die Vor-

instanzen – die Klage abgewiesen. Der

Kläger hat kein schutzwürdiges Inte-

resse an der begehrten Kündigung.

Die im Betriebsrentengesetz geregelte

Entgeltumwandlung dient dazu, den

Lebensstandard des Arbeitnehmers im

Alter zumindest teilweise abzusichern.

Mit dieser Zwecksetzung wäre es nicht

vereinbar, wenn der Arbeitnehmer

vom Arbeitgeber verlangen könnte,

die Direktversicherung lediglich des-

halb zu kündigen, um dem versicher-

ten Arbeitnehmer die Möglichkeit zu

verschaffen, das für den Versorgungs-

fall bereits angesparte Kapital für den

Ausgleich von Schulden zu verwen-

den.

Betriebsbedingte Kündigung wegen

Wegfalls einer Hierarchieebene

Bei Streichung einer Führungs-

stelle mit Verantwortung für 20 Mit-

arbeiter muss der Arbeitgeber erklä-

ren, wer und wie die mit der Stelle

verbundenen Aufgaben künftig erle-

digen soll. Dies entschied das Landes-

arbeitsgericht Köln mit Urteil vom

13. Oktober 2017 – 4 Sa 109/17.

Von betriebsbedingten Kündigun-

gen sind typischerweise viele Arbeit-

nehmer betroffen, d.h. die betriebs-

bedingte Kündigung im Einzelfall ist

eine Ausnahme. Trotzdem kann der

Arbeitgeber auch nur eine einzelne

Stelle streichen, und auf der Grund-

lage einer solchen unternehmerischen

Entscheidung ist es im Prinzip zulässig,

den Stelleninhaber betriebsbedingt zu

kündigen. In solchen Fällen muss der

Arbeitgeber aber vor Gericht genauer

als bei normalen betriebsbedingten

Kündigungen erklären, aus welchen

Gründen er eigentlich die Stelle gestri-

chen hat, d.h. welche Vorteile damit

verbunden sein sollen und wie genau

diese Vorteile auf Dauer verwirklicht

werden sollen. Bei Streichung einer

bedeutsamen Führungsposition bzw.

einer Stufe der Betriebshierarchie

muss der Arbeitgeber deshalb unter

Angabe von Wochenarbeitsstunden

erklären, wer die Aufgaben künftig

wie erledigen soll. z

Nachstehend geben wir Ihnen die

Neu- und Wiederberufungen der eh-

renamtlichen Richter aus dem Hand-

werk in Nordrhein-Westfalen be-

kannt:

Landesarbeitsgericht:

n Düsseldorf

Michael Smeets, Anlagenmechaniker,

Kempen

n Hamm

Heinrich-Wilhelm Schöneberg, Elek-

troinstallateurmeister, Hamm

n Köln

Erwin Heining, selbständiger Tischler-

meister, Aachen

Arbeitsgerichte:

n Aachen

Torsten Dautzenberg, Augenoptiker-

Meister, Dipl.-Kaufmann (FH), 

Herzogenrath-Kohlscheid

Karl-Heinz Löwenkamp, Schlossermeis-

ter/Geschäftsführer, Langerwehe

Dirk Rosemeyer, Kaufmann/Kfz-Meis-

ter, Stolberg

Dietmar Steinmetz, Dachdecker und

Klempnermeister, Aachen

n Arnsberg

Christian Kemmling, Feinwerkmecha-

niker Fachrichtung Maschinenbau, Bri-

lon

n Bocholt

Anna Göwert, Geschäftsleitung/Kauf-

frau, Billerbeck

n Bochum

Stefan Zimmermann, Zimmermeister,

Bochum

n Bonn

Reiner Wiluda, Kfz-Meister, Mecher-

nich

n Dortmund

Ramon Knauf, Gesellschaftender Ge-

schäftsführer Universal Gebäudereini-

gung GmbH, Dortmund

Bernd Ostermann, Geschäftsführender

Gesellschafter Kuhbar Eismanufaktur

GmbH, Herdecke
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n Düsseldorf

Dr. Ralf Sprenger, Gebäudereinigung,

Düsseldorf

n Essen

Arnd Hefer, Elektroinstallateurmeister,

Gas-Wasserinstallateurmeister, Essen

Detlef Schöne, Gold- und Silber-

schmiedemeister, Essen

n Hamm

Stefan Ahlers, Friseurmeister, Hamm

Michael Redeker, selbst. Elektromeis-

ter, Hamm

n Hagen

Reinhard Linn, Dachdeckermeister

e.K., Hagen

n Herford

Willy Tiemann, Tischlermeister selb-

ständig, Spenge

n Iserlohn

Heike Peters-Ellebrecht, Gas- und Was-

serinstallateurin, Iserlohn

Christoph Schulte, Gesellschafter – Ge-

schäftsführer, Lüdenscheid

n Köln

Guido Dausend, Friseur, Kerpen

Karsten Gaevert, Anlagenmechaniker

SHK, Köln

Josef Lüpschen, Lüpschen Meisterbe-

trieb Sanitär & Heizung GmbH, Köln

Armin Pleitner, Stuckateurmeister,

Lohmar

Detlef Ptak, Gebäudereinigermeis-

ter/Geschäftsführer, Blankenheim

Thomas Welter, Tischlermeister, Be-

triebswirt d. H., Köln

Kai Zervos, Bauunternehmer, Erftstadt

n Krefeld

Thorsten Engler, Maler & Lackierer, Tö-

nisvorst

Rolf Meurer, Elektroinstallateurmeis-

ter und Gas-Wasser-Installateurmeis-

ter, Brüggen

n Minden

Anna Hermeier, Inhaber, Leiterin Per-

sonal, Petershagen

n Mönchengladbach

Werner Faust, Elektromeister, Kaarst

n Münster

Gregor Bogatzki, Dipl.-Kfm., Prokurist

(STRATIEBO), Geschäftsführer (GA-

LABO), Münster

Ralf Lindenschmidt, Metallbauer,

Münster

n Oberhausen

Klaus Eckelt, Orthopädieschuhmacher-

Meister, Mülheim an der Ruhr

n Siegburg

Helmut Klein, ehem. Geschäftsführer

der mkv – Metallbau Klein GmbH &

Co. KG, Reichshof, Reichshof-Volken-

rath
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Jahr/Monat             Nordrhein-Westfalen                        Deutschland

                               Index                %-Ver-                Index                  %-Ver-
                                                      änderung                                      änderung

       2005                   93,1                   1,7                    92,5                      1,6
       2006                   94,3                   1,3                    93,9                      1,5
       2007                   96,4                   2,2                    96,1                      2,3
       2008                   98,7                   2,4                    98,6                      2,6
       2009                   99,0                   0,3                    98,9                      0,3
       2010                 100,0                   1,0                  100,0                      1,1
       2011                 102,2                   2,2                  102,1                      2,1
       2012                 104,1                   1,9                  104,1                      2,0
       2013                 105,8                   1,6                  105,7                      1,5
       2014                 107,0                   1,1                  106,6                      0,9
       2015                 107,3                   0,3                  106,9                      0,3
       2016                 107,9                   0,6                  107,4                      0,5
       2017                 109,8                   1,8                  109,3                      1,8

Jan.     16                 106,5                   0,6                  106,1                      0,5
Feb.    16                 106,9                   0,1                  106,5                      0,0
März   16                 107,4                   0,4                  107,3                      0,3
April   16                 107,3                   0,0                  106,9                    –0,1
Mai     16                 107,7                   0,2                  107,2                    0,1
Juni    16                 107,8                   0,4                  107,3                    0,3
Juli      16                 108,0                   0,5                  107,6                    0,4
Aug.   16                 108,0                   0,4                  107,6                    0,4
Sep.    16                 108,1                   0,7                  107,7                    0,7
Okt.    16                 108,4                   0,9                  107,9                    0,8
Nov.    16                 108,4                   0,8                  108,0                      0,8
Dez.    16                 109,4                   1,9                  108,8                      1,7

Jan.     17                 108,7                   2,1                  108,1                      1,9
Feb.   17                 109,4                   2,3                  108,8                    2,2
März  17                 109,5                   1,7                  109,0                    1,6
April  17                 109,6                   2,1                  109,0                    2,0
Mai     17                 109,4                   1,6                  108,8                    1,5
Juni    17                 109,5                   1,6                  109,0                    1,6
Juli      17                 109,9                   1,8                  109,4                    1,7
Aug.  17                 110,0                   1,9                  109,5                    1,8
Sep.   17                 110,1                   1,9                  109,6                    1,8
Okt.   17                 110,1                   1,6                  109,6                    1,6
Nov.   17                 110,4                   1,8                  109,9                    1,8
Dez.   17                 111,0                   1,5                  110,6                    1,7

Jan.   18                 110,3                   1,5                  109,8                    1,6
Feb.  18                 110,8                   1,3                  110,3                    1,4
März 18                 111,2                   1,6                  110,7                    1,6
April 18                 111,2                   1,5                  110,7                    1,6

Verbraucherpreisindex (Index 2010 = 100)

16
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